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1 Nowak/McArthur, The United Nations Convention against Torture, OUP:Oxford (2008), S. 932 
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Anlage 

Auszug aus dem Fakultativprotokoll zum Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, 

unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe  

Artikel 4  

1. Jeder Vertragsstaat gestattet den in den Artikeln 2 und 3 bezeichneten Mechanismen, in 
Übereinstimmung mit diesem Protokoll alle seiner Hoheitsgewalt und Kontrolle unterstehenden 

Orte zu besuchen, an denen Personen auf Grund einer Entscheidung einer Behörde oder auf 
deren Veranlassung oder mit deren ausdrücklichem oder stillschweigendem Einverständnis die 

Freiheit entzogen ist oder entzogen werden kann (im Folgenden als „Orte der 
Freiheitsentziehung“ bezeichnet). Diese Besuche werden mit dem Ziel durchgeführt, 

erforderlichenfalls den Schutz dieser Personen vor Folter und anderer grausamer, unmenschlicher 

oder erniedrigender Behandlung oder Strafe zu verstärken.  

2. Im Sinne dieses Protokolls bedeutet Freiheitsentziehung jede Form des Festhaltens oder 

der Inhaftierung oder die Unterbringung einer Person in einer öffentlichen oder privaten 
Gewahrsamseinrichtung, die diese Person auf Grund einer Entscheidung einer Justiz-, 

Verwaltungs- oder sonstigen Behörde nicht nach Belieben verlassen darf.  

Artikel 19  

Den nationalen Präventionsmechanismen wird mindestens die Befugnis erteilt,  

a) regelmäßig die Behandlung von Personen, denen an Orten der Freiheitsentziehung im 

Sinne von Artikel 4 die Freiheit entzogen ist, mit dem Ziel zu prüfen, erforderlichenfalls den 
Schutz dieser Personen vor Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder 

erniedrigender Behandlung oder Strafe zu verstärken;  

b) den zuständigen Behörden Empfehlungen mit dem Ziel zu unterbreiten, die Behandlung 

und die Bedingungen der Personen, denen die Freiheit entzogen ist, zu verbessern und Folter 

und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe zu 
verhindern, wobei die einschlägigen Normen der Vereinten Nationen zu berücksichtigen 

sind;  

c) Vorschläge und Bemerkungen zu bestehenden Gesetzen oder Gesetzentwürfen zu 

unterbreiten.  
 

Artikel 20  

Damit die nationalen Präventionsmechanismen ihr Mandat erfüllen können, verpflichten sich 

die Vertragsstaaten dieses Protokolls,  

a) ihnen Zugang zu allen Informationen zu gewähren, welche die Anzahl der Personen, denen 

an Orten der Freiheitsentziehung im Sinne von Artikel 4 die Freiheit entzogen ist, sowie die 

Anzahl dieser Orte und ihre Lage betreffen;  
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b) ihnen Zugang zu allen Informationen zu gewähren, welche die Behandlung dieser Personen 

und die Bedingungen ihrer Freiheitsentziehung betreffen;  

c) ihnen Zugang zu allen Orten der Freiheitsentziehung und deren Anlagen und 

Einrichtungen zu gewähren;  

d) ihnen Gelegenheit zu geben, mit Personen, denen die Freiheit entzogen ist, entweder 

persönlich oder, soweit dies erforderlich erscheint, über einen Dolmetscher sowie mit jeder 
anderen Person, von der der nationale Präventionsmechanismus annimmt, dass sie 

sachdienliche Auskünfte geben kann, ohne Zeugen zu sprechen;  

e) ihnen die Entscheidung darüber zu überlassen, welche Orte sie besuchen und mit welchen 

Personen sie sprechen möchten;  

f) ihnen das Recht einzuräumen, mit dem Unterausschuss für Prävention in Verbindung zu 

stehen, ihm Informationen zu übermitteln und mit ihm zusammenzutreffen.  

 
 


